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Der Bundesminister für 

Jugend, Familie und Gesundheit Bonn-Bad Godesberg 1, den 24. Februar 1970 

J 1 - 1980 - 1 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Gesetz zur Neuregelung der Studentenförderung an 
Hochschulen, Ingenieurschulen, Akademien und 
Höheren Fachschulen 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 26. Juni 1969 
- Drucksache V/4377 - 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 243. Sitzung am 26. Juni 
1969 folgenden Beschluß gefaßt: 

„1. Der Bundestag erwartet, daß die Gesetzgebung zur Aus- 
bildungsförderung in der Sechsten Legislaturperiode so 
ergänzt wird, daß alle Ausbildungsbereiche nach Beendi- 
gung der Vollzeitschulpflicht einbezogen werden. Die 
Finanzierung ist in der mehrjährigen Finanzplanung vor- 
zusehen. 

2. Der Bundestag fordert die Bundesregierung auf, eine Ge- 
setzesvorlage zur Neuregelung der Studentenförderung an 
Hochschulen, Ingenieurschulen, Akademien und Höheren 
Fachschulen bis zum 1. März 1970 vorzulegen, die insbe- 
sondere gegenüber den bisherigen Regelungen die not- 
wendigen strukturellen und finanziellen Verbesserungen 
enthält."' 

Die bisherigen Vorarbeiten im Bundesministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit und im Kabinettsausschuß für Bildung 
und Wissenschaft haben ergeben, daß die Art und das Ausmaß 
der notwendigen strukturellen und finanziellen Verbesserun- 
gen der Studentenförderung bei der Bedeutung, die diesem 
neuen Gesetzgebungswerk zukommt, einer noch weiteren ein- 
gehenden Prüfung bedürfen. 
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Zu diesem Zweck ist eine besondere interministerielle Projekt- 
gruppe gebildet worden, die gegebenenfalls wissenschaftliche 
Gutachten oder Gutachter beiziehen wird. Auch der Wissen- 
schaftsrat ist mit dieser Materie befaßt. Seine in Kürze vor- 
liegende Stellungnahme ist ebenfalls noch auszuwerten. 

Die seinerzeit im Ausschuß für Familien- und Jugendfragen 
des Deutschen Bundestages erwogene Möglichkeit, die Vor- 
schriften des Honnefer Modells einfach in Gesetzesform zu 
überführen, ist nicht weiter verfolgt worden - obwohl dann die 
im obigen Beschluß aufgeführte Frist des 1. März 1970 hätte 
eingehalten werden können weil nach übereinstimmender 
Meinung aller an den bisherigen Vorberatungen Beteiligten 
diese Vorschriften einer strukturellen Änderung bedürfen. 

Der genaue Zeitpunkt der Vorlage des Regierungsentwurfs für 
die Studentenförderung kann heute noch nicht genannt werden. 
Da aber das Kabinett beschlossen hat, Mittel für die Durch- 
führung dieses Gesetzes in der mehrjährigen Finanzplanung ab 
1. Oktober 1971 zur Verfügung zu stellen, wird die Bundes- 
regierung bemüht sein, den Entwurf so rechtzeitig vorzulegen, 
daß er in den gesetzgebenden Körperschaften gründlich und 
umfassend beraten werden kann. 


Käte Strobel 



